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Seit fast zwei Monaten gilt im Gazastreifen eine – mehr als nur brüchige – Waffenruhe, die Teil der 

ersten Phase des "Friedensplans" von US-Präsident Donald Trump ist. Viele Fragen zur Zukunft und 

Umsetzung dieses Planes sind weiter offen. Für den jüdischen US-Autor Peter Beinart kann es ohne 

Gleichberechtigung und "eine Form von Rechenschaft für die Ungerechtigkeiten der Vergangenheit" 

langfristig allerdings keinen Frieden geben. Anfang der 2000er war Beinart in den USA noch ein 

prominenter Verteidiger Israels, nach mehreren Aufenthalten im Westjordanland kritisiert er Israel 

offen und setzt sich für die Rechte von Palästinenserinnen und Palästinensern ein. 

STANDARD: Derzeit ist offiziell eine Waffenruhe in Kraft, aber wir hören fast täglich von Verstößen. 

Haben Sie Hoffnung, dass die Waffenruhe wirklich hält oder zu nachhaltigem Frieden führen kann? 

Beinart: Meines Erachtens ist es keine Waffenruhe, weil das israelische Militär weiter angreift. Aber 

selbst wenn es eine Waffenruhe wäre, würde mir das keine Hoffnung für nachhaltigen Frieden geben. 

Der "Trump-Plan" ist grundsätzlich ein Schritt in Richtung einer Massenvertreibung der Palästinenser. 

Er teilt Gaza, mehr als die Hälfte wird unter direkter israelischer Kontrolle stehen. Und es ist auch fast 

komplett zerstört. Es ist keine Massenvertreibung, die über Nacht stattfindet, aber ein Prozess, in dem 

palästinensisches Leben immer weniger möglich gemacht wird. 

STANDARD: Gibt es etwas Positives aus dem Plan des US-Präsidenten, der sich derzeit in der ersten 

Phase befindet? 

Beinart: Ich bin natürlich froh, dass die israelischen Geiseln, dass viele Palästinenser, die von Israel 

ohne faires Verfahren inhaftiert wurden, freigelassen wurden. Und es ist gut, dass die 

Bombardierungen reduziert wurden. Aber die Entwicklung geht nicht in Richtung palästinensischer 

Freiheit, sondern im Gegenteil, mehr palästinensische Enteignung. 

STANDARD: Was wäre für nachhaltigen Frieden – so weit weg wie er derzeit auch scheint – zunächst 

notwendig, welche Bedingungen müssten erfüllt sein, damit Israelis und Palästinenser in Frieden und 

Freiheit leben können? 

  



Beinart: Für echten, aufrichtigen Frieden braucht es Gleichberechtigung. Und es braucht eine Form 

von Rechenschaft für die Ungerechtigkeiten der Vergangenheit. Es kann keinen wirklichen Frieden 

geben, wenn eine Gruppe die andere dominiert und unterdrückt. Egal, ob in zwei Staaten oder in 

einem: Palästinenser müssen Staatsbürger in dem Land sein können, in dem sie leben. Und 

Palästinenser und Juden müssen unter denselben Gesetzen leben. 

STANDARD: Wenn wir zwei Jahre zurückblicken, auf den 7. Oktober 2023 und den Terrorangriff der 

Hamas, welche Reaktion Israels wäre Ihrer Ansicht nach angemessen gewesen? 

Beinart: Israelis haben Schreckliches erlitten am 7. Oktober, der Schmerz, die Empörung, die Wut 

waren enorm. So wie auch in den USA nach dem 11. September 2001: Keine militärische Reaktion in 

Erwägung zu ziehen wäre politisch unmöglich gewesen. Um sicherzustellen, dass so etwas nicht 

wieder passiert, muss man sich mit der Wurzel des Problems auseinandersetzen. Palästinenser 

wurden 1948 zu Flüchtlingen, die jetzt im Westjordanland und in Gaza unterschiedlich, aber ohne 

grundlegende Menschenrechte, leben. Solange man dieses Problem nicht angeht und keinen Weg 

aufzeigt, wie die Palästinenser die grundlegenden Menschenrechte erhalten können, die allen 

Menschen zustehen, wird es zu einem Zustand der Gewalt kommen, der alle in Gefahr bringt. 

Die Aktionen der Hamas am 7. Oktober waren Kriegsverbrechen – das Völkerrecht verlangt, dass 

bewaffnete Gruppen keine Zivilisten angreifen, selbst wenn sie unter Besatzung und Apartheid leiden. 

Das Problem ist aber, dass gewaltfreie palästinensische Widerstandsbemühungen, die mit dem 

Völkerrecht vereinbar sind, unterdrückt und kriminalisiert werden – Boykotte zum Beispiel. Der 

Internationale Strafgerichtshof wird sanktioniert, palästinensische Demonstranten wurden von 

israelischen Soldaten erschossen oder inhaftiert, etwa im Jahr 2018. Man kann von den 

Palästinensern nicht verlangen, dass sie sich einfach damit abfinden, auf unbestimmte Zeit ohne 

Grundrechte zu leben und nichts zu tun. Gewaltfreie Bemühungen, die dem Völkerrecht entsprechen, 

müssen unterstützt werden. 

STANDARD: Der Titel Ihres Buches lautet "Jüdisch sein nach der Zerstörung von Gaza", wie ist das 

gemeint, wie fühlt sich das nach zwei Jahren an? 

Beinart: Die letzten zwei Jahre haben deutlich gemacht, dass die Definition des Judentums durch die 

israelische Regierung und viele jüdische Führungspersönlichkeiten und Organisationen weltweit ein 

sehr tiefgreifendes moralisches Problem darstellt. Jüdischsein wird im Wesentlichen als 

bedingungslose Unterstützung dieses Staates definiert. Ich halte das für eine sehr gefährliche und 

radikale Neudefinition dessen, was es bedeutet, jüdisch zu sein. In meinem Buch argumentiere ich, 

dass dies eine Form von Götzendienst darstellt. Es ist eine Verehrung des Staates. Und ein Staat ist 

etwas von Menschen Geschaffenes. Staaten sollten nicht verehrt werden. Sie sollten stets der Kritik 

unterliegen, wie sie die Menschen unter ihrer Kontrolle behandeln. Und wir haben nicht nur das 

Recht, sondern die Pflicht, über die Art des Staates nachzudenken, ihn neu zu gestalten, wenn er, 

anstatt die Menschen unter seiner Kontrolle zu schützen, viele von ihnen tatsächlich zerstört. 

STANDARD: Sie sprechen sich öffentlich für die Rechte von Palästinenserinnen und Palästinensern aus 

und kritisieren Israel. Bekommen Sie deshalb viel Gegenwind, auch aus der eigenen Community? 

Beinart: Ich habe Freundschaften und Beziehungen verloren, die mir wichtig waren, aber ich genieße 

auch ein hohes Maß an Sicherheit und Privilegien. Selbst wenn Menschen wütend auf mich sind, ist 

mein Leben nicht in Gefahr. Ich habe genug Geld, ein Haus und all die Dinge, die Menschen in Gaza 

nicht haben. Ich habe also viel, viel mehr Sicherheit als viele andere. Auch in den USA gibt es viele 

Menschen, die einem viel größeren Risiko ausgesetzt sind als ich, wenn sie Israel kritisieren. Ich bin 

Professor mit Festanstellung, jüdisch, männlich und weiß. Ich führe einen Lebensstil der Mittelschicht. 



All das bedeutet, dass ich viele Privilegien und viel Sicherheit genieße. Dinge, die mir passieren 

könnten, sind in keiner Weise vergleichbar mit dem, was anderen Menschen widerfährt. 

STANDARD: Sie haben nicht immer so gedacht, Anfang der 2000er waren Sie in den USA ein 

prominenter Verteidiger Israels. Was hat Sie dazu bewogen, Ihre Meinung zu ändern? 

Beinart: Ich habe nicht jede einzelne Sache unterstützt, die Israel getan hat, aber ich habe die 

Notwendigkeit eines jüdischen Staates nicht infrage gestellt. Dieser Prozess des Umdenkens hat vor 

über 20 Jahren begonnen, als ich zum ersten Mal im Westjordanland war und sah, wie das Leben 

unter israelischer Kontrolle für Palästinenser aussieht. Das zwang mich, mich auf eine Weise mit der 

Brutalität der israelischen Kontrolle über die Palästinenser auseinanderzusetzen, wie ich es zuvor 

nicht getan hatte. Mit der Zeit ging ich von der bloßen Kritik an Israels Besatzung dazu über, die Idee 

eines jüdischen Staates selbst zu hinterfragen. Denn ein jüdischer Staat erfordert eine jüdische 

Bevölkerungsmehrheit, was bedeutet, dass palästinensische Flüchtlinge nicht zurückkehren dürfen. 

Mir wurde mit der Zeit klar, dass es keine wirkliche Rechtfertigung dafür gibt, Juden weltweit die 

Einreise nach Israel zu erlauben, selbst wenn ihre Familien seit 2000 Jahren nicht dort gelebt haben, 

aber Palästinenser sollen nach 75 Jahren nicht zurückkehren dürfen. Wenn ich daran glaube, dass alle 

Menschen gleich geschaffen sind, dann muss ich auch daran glauben, dass Staaten die Menschen 

unter ihrer Kontrolle vor dem Gesetz gleich behandeln sollten. Es ergibt also keinen Sinn, einen 

jüdischen Staat zu unterstützen, genauso wenig wie einen christlichen, hinduistischen oder 

muslimischen. Staaten sollten Angehörigen einer bestimmten religiösen oder ethnischen Gruppe 

keine rechtliche Vorherrschaft einräumen. 

STANDARD: Was haben Sie damals im Westjordanland erlebt und gesehen? 

Beinart: Ich hatte vorher nicht wirklich verstanden, wie furchterregend es ist, unter der Kontrolle 

eines Staates zu leben, dem gegenüber man keinerlei Rechte hat. Palästinenser im Westjordanland 

können die Staatsbürgerschaft des Landes nicht bekommen, in dem sie leben. Sie können die 

Regierung nicht wählen, leben unter Militärrecht, brauchen eine Reiseerlaubnis und können praktisch 

auf unbestimmte Zeit inhaftiert werden. Unter diesen Bedingungen kann der Staat eigentlich 

ungestraft mit einem machen, was er will. Wenn er jemanden demütigen, ihm das Land oder das 

Leben nehmen will, kann er es tun. Die Gespräche mit den Menschen und die Einblicke in ihren Alltag 

unter diesen Bedingungen haben mir erst bewusst gemacht, wie brutal dieses System ist. Nicht etwa, 

weil Israel an sich brutal wäre. Die Brutalität ist vielmehr eine Folge davon, dass jeder Staat, der 

Menschen kontrolliert, ihnen aber keine Rechte gewährt, sie höchstwahrscheinlich sehr brutal 

behandeln wird. 

STANDARD: Israel argumentiert mit Sicherheitsargumenten, dass die Maßnahmen nötig seien, um die 

jüdische Bevölkerung zu schützen. 

Beinart: Das ist generell das Argument, das Systeme der Diskriminierung und Unterdrückung fast 

immer nutzen: Dass sie für die Sicherheit der Menschen notwendig sind. Die Ironie ist, dass diese 

Unterdrückungssysteme tatsächlich zu weniger Sicherheit für die Menschen führen. Denn wenn man 

Menschen Menschenrechte verweigert, wendet man viel Gewalt an, sehr viel. Und diese Gewalt 

erzeugt Gegengewalt. Ich denke, Länder sind sicherer, wenn jeder eine Stimme hat. Denn wenn jeder 

eine Stimme hat, gibt es einen gewaltlosen Weg, die Regierung zum Zuhören zu bewegen. Wenn man 

keine Staatsbürgerschaft und kein Wahlrecht hat, hat man kaum gewaltlose Möglichkeiten, die 

Regierung zum Zuhören zu bewegen. Und unter diesen Bedingungen ist es wahrscheinlicher, dass 

Menschen zu den Waffen gegen den Staat greifen. 

STANDARD: Wie sieht die Zukunft in der Region in den nächsten Jahren Ihrer Ansicht nach aus? 



Beinart: Der Weg, den Israel meiner Meinung nach eingeschlagen hat, führt zu einer Art 

schleichender Vertreibung und letztlich möglicherweise sogar Vernichtung des palästinensischen 

Volkes – ein Prozess, der 1948, wenn nicht schon früher, begonnen hat und sich meiner Ansicht nach 

fortsetzt. Die Frage ist also: Kann dieser Prozess gestoppt und umgekehrt werden? Vieles hängt davon 

ab, ob die USA und Europa ihre Politik ändern. Ich denke, es besteht die Chance auf einen Wandel, 

bei den USA vor allem bei der Militärhilfe und Europa bei den wirtschaftlichen Beziehungen. Sollte 

diese Änderung jedoch nicht stattfinden, befürchte ich, dass wir uns immer weiter auf diesem Weg 

bewegen werden, auf dem die Palästinenser im Westjordanland und im Gazastreifen im Grunde aus 

ihrem Land vertrieben werden. (Noura Maan, 28.11.2025) 
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